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63. Arbeitsgespräch Koordinationsstelle Baubehörde - 

Kammer der Ziviltechniker*innen, Architekt*innen und 

Ingenieur*innen 

Protokoll 

Wien, 07.10.2021 

 

 

Datum Uhrzeit Ort 

01.10.2021 09:00 Uhr Videokonferenz 

 

Anwesende (ohne Titel) 

Für den Magistrat der 

Stadt Wien: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für die Kammer: 

(Arch.-Ing.) 

 

 

 

 

 

 

Für die WKO: 

(LI Bau Wien) 

 

 

MD-BD, KBI                 Schlossnickel  

MD-BD, KBI           Leithner  

MA 19                           Kobermaier  

MA 19                           Lundström   

MA 21 A           Nausch  

MA 37                           Cech   

MA 37                           Fuchs  

MA 64                           Pass-Dolezal  

MA 64                           Klugsberger  

 

                                          Bauer 

                                          Ronaghi-Bolldorf  

                           Rösner 

                           Tanzer 

                           Hagmann   

                           Wildmann 

                           Binder 

 

                                          Reinprecht 
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Zum Aktenvermerk über das 62. Arbeitsgespräch werden keine Einwände vorgebracht. 

Folgende, von Kammermitgliedern eingebrachte, Fragen/Themen werden erörtert: 

 

1. Arge als Planverfasser:  

 

„Wie telefonisch besprochen, wurde uns seitens MA37BB/DI Kroj (zuständiger Baupolizist bei einem 

konkreten Projekt) mitgeteilt, dass eine Arge nicht Planverfasser sein kann, da sie keine 

Rechtspersönlichkeit ist. 

Im Werkvertrag wurden wir seitens Stadt Wien als Arge beauftragt. 

Bitte um Ihre Info, nach Rücksprache mit der Baudirektion, wie die Pläne zu zeichnen sind, damit sie 

gesetzeskonform sind und für die beauftragte Arge entsprechen.“ 

 

Antwort zu Frage 1 

Eine ARGE verfügt über keine eigene Rechtspersönlichkeit und kann daher als solche auch nicht als 

Planverfasser im baubehördlichen Verfahren auftreten. Es ist aber möglich, dass eine Person als 

Planverfasser für die ARGE auftritt und den Plan so zeichnet. In dem Fall können die Signatur bzw. 

der Stempel der ARGE am Plan aufgebracht werden. Es muss aber klar ersichtlich sein, welche 

Person als Planverfasser zeichnet. Diese Person muss über eine entsprechende Befugnis als 

Planverfasser verfügen. 

 

 

2. Erreichbarkeit der MA37 und der MA19 seit COVID 

 

Kollegen beklagen verstärkt, dass die MA 37 und MA 19 Mitarbeiter*innen schwer erreichbar sind  

und Verfahren sehr lange dauern. 

 

Antwort zu Frage 2 

Auf Grund der starken Konjunktur werden weit mehr Bauansuchen eingereicht, als im gleichen 

Zeitraum der vergangenen Jahre. Zusätzlich gehen bzw. gingen viele erfahrene Mitarbeiter*innen 

der MA 37 in Pension. In beiden Abteilungen wurden die Telefonanlagen umgestellt und laufen noch 

nicht optimal. An der Behebung dieser technischen Probleme wird intensiv gearbeitet. 

 

Trotz nach wie vor bestehender COVID-Einschränkungen ist der Betrieb in der MA 37-Baupolizei 

und den anderen Dienststellen gewährleistet. 

• Bauverhandlungen finden statt. Es wird nach § 70 Abs. 2 BO zunächst den Anrainer*innen 

die Möglichkeit zur schriftlichen Stellungnahme eingeräumt und eine Verhandlung nur mehr 

mit jenen durchgeführt, die Einwendungen erhoben haben. Das reduziert die Menge an 

Teilnehmer*innen an Bauverhandlungen und hat sich in der Praxis gut bewährt. 

• Mitarbeiter*innen der MA 37, die sich im Homeoffice befinden, sind genauso erreichbar wie 

im Büro. Die Kanzlei verbindet auf die jeweiligen Handys. E-Mail-Anfragen sind vom Ort der 

Tätigkeit unabhängig. 
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• Planeinsichten und Projektbesprechungen können nach Terminvergabe vorgenommen 

werden. Derzeit sind Termine für Planeinsichten innerhalb von drei Wochen zu buchen.  

Bei Bedarf werden zusätzliche Termine freigeschalten.  

Für Projektbesprechung wird die Möglichkeit von Web-Konferenzen geboten. Siehe dazu 

auch den nachstehenden Hinweis auf der Homepage der MA 37: 

 

                
 

 

• Bei Problemen gibt es wie immer die Möglichkeit, sich an die jeweiligen Vorgesetzten 

(Dezernatsleiter*innen, Abteilungsleiter*innen) zu wenden. 

 

Anfragen per Email sind grundsätzlich an das Postfach der Abteilungen (und zusätzlich in Abschrift 

an die Sachbearbeiter*innen) zu richten. Somit ist gewährleistet, dass die Eingaben an die jeweiligen 

Vertretungen der Sachbearbeiter*innen weitergeleitet und bearbeitet werden.   

 

3. Workshop MA 21/19 – verschoben, neuer Termin 

Wir bedanken uns für die unkomplizierte kurzfristige Bereitschaft den Termin zu  

verschieben und freuen uns auf neue Terminvorschläge. 

 

Antwort zu Frage 3 

Neue Terminvorschläge werden seitens des MD-BD, KBI an die Kammer übermittelt. 

 

4. Digitale Einreichung und BIM – Update 

Kollegen berichten, dass die DBE ständig verbessert wird und sehr gut funktioniert. 

 

Antwort zu Frage 4 

Die MA 37 sieht auch das die digitale Baueinreichung immer besser funktioniert und angenommen 

wird. Die Anwendung der DBE soll weiter intensiviert werden. Mitarbeiter*innen der Baubehörde 

werden diesbezüglich geschult. 
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5. Fragen zur Wiener Bauordnungsnovelle 2021 

a.) Ziele für die Bauordnungsnovelle 

In der Antwort vom 22.03.2021 wurde eine Bauordnungs-Enquete in Aussicht gestellt, zu  

der auch Stakeholder eingebunden werden sollen. 

Diese Enquete hat unseres Wissens nach nicht stattgefunden. Wie ist die weitere  

Vorgangsweise? 

b.) Geplante Flächenreduktion der Gebäude in der BK I auf 350m² statt 470m² 

c.) Die geplanten Abstandsbestimmungen in der Bauklasse I 

Wie auch schon in unserer Stellungnahme betont, sind die Abstandsbestimmungen in der  

BO Novelle nicht eindeutig interpretierbar und bergen Konfliktpotential. 

d.) Die geplanten Giebelbestimmungen in der Bauklasse I 

Wie ist die Vorgangsweise, wenn im Bebauungsplan eine andere / höhere Firsthöhe als  

4,5m vorgeschrieben ist? 

e.) Bitte um Revision 

Wir bitten die Änderungen in der BK I aus dieser BO Novelle zurückzunehmen.  

Insbesondere fürchten wir negative Folgen aus gestalterischer architektonischer Sicht und  

in Bezug auf das Stadtbild. Wir schlagen vor, die Intentionen sowie die Umsetzung zu  

analysieren und zu diskutieren und einer zeitlich angemessenen Revision zuzuführen. 

 

Antwort zu Frage 5 

Die MA 37 erläutert die wesentlichen Inhalte der aktuellen Novelle der BO.  

Neben den Notwendigkeiten der Umsetzung von EU-Richtlinien wurden in dieser Novelle die 

Problematik der großen Baukörper in Siedlungsgebieten aufgenommen, die in den vergangenen 

Monaten auch medial große Resonanz gefunden haben. Die vorgeschlagenen Änderungen stellen 

aber die derzeit geltenden Eckpunkte der Bebaubarkeit von Bauplätzen nicht in Frage.  

Die MA 37 wird in bewährter Weise eine Richtlinie zur Handhabung der Novelle erarbeiten. 

Die MA 64 berichtet, dass es für die Bauweise „Kuppeln“ Übergangsbestimmungen geben wird. 

 

Es ist geplant, die Bauordnungsnovelle im Landtag am 25. November 2021 zu beschließen. Nach der 

Kundmachung wird die Novelle voraussichtlich noch im Dezember 2021 in Kraft treten. 

 

 

6. Raumbildende Aufbauten (§81, Abs. 6) 

Bitte um die aktuelle Weisungslage. 

 

Antwort zu Frage 6 

Die aktuelle Weisungslage ist in der Weisungssammlung der MA 37 ersichtlich. 

Wichtig ist der MA 19 die Maßstäblichkeit. Die raumbildenden Dachaufbauten müssen sich ins 

Stadtbild fügen. 
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7. Gebäudefront 

Da wir sehr gute Erfahrungen im Austausch mit der MA 37 hinsichtlich einer konstruktiven und 

vielbeachteten Zusammenarbeit gemacht haben, regen wir ein Gespräch mit dem Titel 

„Gebäudefront“ an. 

Wir möchten die kursierenden Begriffe „Gebäudefront“, Traufenfront, Giebelfront im Hinblick auf 

den §81 und als Bemessungsgrundlage für Vorbauten gem. §84 beleuchten. 

 

Antwort zu Frage 7 

Die aktuellen Regeln sind in der Weisungssammlung der MA 37 ersichtlich. 

 

 

8. Abbruch – Konsensverfall 

Im Hinblick auf die sinnvolle Erhaltung und „tragfähige“ Sanierung von (im speziellen:  

historischen) Gebäuden könnten wir uns ebenfalls einen aufschlussreichen und für  

zukünftige Novellen anwendbare Diskussionsergebnisse vorstellen. 

 

Antwort zu Frage 8 

Die MA 37 hat eine Abhandlung übereinschlägige Judikatur zum Thema erarbeitet (sh. Beilage 1). 

 

 

9. §69 WBO 

§69 WBO und Vorschriften des Bebauungsplans 

Auszug aus dem §69 WBO 

§69. Abweichungen von Vorschriften des Bebauungsplanes 

§ 69. (1) Für einzelne Bauvorhaben hat die Behörde über die Zulässigkeit von Abweichungen von den  

Vorschriften des Bebauungsplanes zu entscheiden. Diese Abweichungen dürfen die Zielrichtung des  

Flächenwidmungsplanes und des Bebauungsplanes nicht unterlaufen.  

Darüber hinaus darf (...) 

Aus unserer Sicht ist bei einem Ansuchen um Abweichungen vom Bebauungsplan ein  

Verfahren nach §69 (zwingend) einzuleiten.  

Über die Zulässigkeit der Abweichungen wird im Verfahren gem. §69 entschieden.  

Wir beziehen uns auf die Klarstellung in §69 (3), dass die zulässige Ausnutzbarkeit sich auf  

den Bauplatz bezieht und nicht auf seine Widmungsteilflächen. 

Beispiel: Verschiebung flächiger Ausnutzbarkeit von einer Bauklasse in die andere auf  

dem selben Bauplatz. 

 

Antwort zu Frage 9 

Im § 133 Abs. 4 BO ist festgelegt, dass die Bewilligung von Abweichungen nach Abs. 1 Z 1 

(Anmerkung: Bewilligung von Abweichungen nach § 69 BO) nur auf Antrag zulässig ist. Das 

Ansuchen um Baubewilligung gilt zugleich als Antrag auf Bewilligung der für das Bauvorhaben 

erforderlichen Abweichungen. 
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In der Verwaltungspraxis werden unter zulässige Ausnutzbarkeit des Bauplatzes im Sinne des § 69 

Abs. 3 BO die Bestimmungen der BO hinsichtlich der Fläche und des Volumens der Baukörper 

verstanden. 

 

Änderungsvorschläge zum § 69 BO werden wie andere eingebrachte Vorschläge für die nächste 

Novelle der BO in Evidenz gehalten. 

 

 

10. Vorschläge für BO-Reform 

 

• Infragestellung des Begriffs Erker 

• Reform des §69 

• Geschäftsviertel GV §4 als Bestimmung des Bebauungsplans §5 

• Grünlandflächen, Überbaubarkeit (§5 Abs. 6, lit f) 

• §62 a, Abs. 5a, Konsens unter 50% 

• Frontenberechnung §81, Abs. 1a 

• Raumbildende Aufbauten §81, Abs. 6 

• §83, Abs. 2 und 4, Höhen der Vorbauten über anschl. Niveau, Gehsteigkante 

• §83, Abs. 2f und g, Anordnung der Erker und Balkone 

 

Antwort zu Frage 10 

Alle konkreten Vorschläge zur Änderung der BO werden für die nächste Novelle der BO in Evidenz 

gehalten. 

 

 

Folgendes weiteres Themen werden erörtert: 

 

Handhabung Einreichung Bauphysik 

Im 40. Kontaktgespräch der Wirtschaftskammer Wien, Fachgruppe Wien der Immobilien- und 

Vermögenstreuhänder und der Baubehörde vom 17.9.2021 wurde das Thema „Handhabung der 

Einreichung der Bauphysik“ thematisiert. Im Sinne des Wissenstransfers werden nachstehend die 

Fragen (sh. Beilage 2) und die Antworten publiziert: 

 

 

Antwort zu Fragen betr. Handhabung Einreichung Bauphysik 

zu Punkt 1 bis 3 

Grundsätzlich darf auf die einzelnen Richtlinien, Merkblätter und Unterstützungen unter 

https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/planen/richtlinien/rl-bauphysik.html  

hingewiesen werden, wobei insbesondere  

https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/pdf/wuksea-gebaeudepunkt.pdf 

 

https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/pdf/energieausweis-fertigstellungsanzeige.pdf 

 

https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/planen/richtlinien/rl-bauphysik.html
https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/pdf/wuksea-gebaeudepunkt.pdf
https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/pdf/energieausweis-fertigstellungsanzeige.pdf
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zu beachten sind. Damit sollten die unter Punkten 1 bis 3 angeführten Inhalte und Fragen 

ausreichend erklärt sein. 

Fragen zur Adresse eines Gebäudes können auf Grundlage der entsprechenden Pläne und 

Unterlagen mit der MA 37 – Gruppe GWR (Gebäude- und Wohnungsregister) abgeklärt werden. 

Der Umstand, dass die Erklärung über hocheffiziente Energiesysteme oftmals erst nachgefordert 

werden muss, erschwert der MA 37 – KSB, Referat Bauphysik eine rasche Bearbeitung. Es sollte 

daher Bauwerber*innen bzw. Planverfasser*innen bzw. Einreicher*innen dafür sorgen, dass diese 

Erklärung bereits mit der Einreichung abgegeben wird. Alternativ ist auch ein gemeinsames 

Hochladen mit dem Energieausweis in WUKSEA möglich. 

Wenn diese Daten der MA 37 – KSB, Referat Bauphysik bei der manuellen Prüfung der 

Energieausweise bekannt sind, erfolgt eine gesammelte Mängelliste. Leider wird diese Mängelliste 

aber seitens der Energieausweiseinbringer*innen oftmals nur stückweise abgearbeitet, sodass 

scheinbar weitere Aufforderungen entstehen. 

 

zu Punkt 4 (PV-Verpflichtung) 

Sofern das Hofgebäude und das Straßengebäude eine energetische Einheit bilden, ist eine 

Konzentration der erforderlichen PV-Fläche auf einem der Gebäude zulässig. Sofern das 

Hofgebäude jedoch eine selbständige Einheit bildet (z.B. komplett von Straßengebäude getrennt; 

ev. anderer Energieträger), ist die erforderliche PV-Fläche auf dem Hofgebäude anzubringen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass es für Wohngebäude einen Ausnahmetatbestand gibt: die Behörde 

hat auf Antrag von der Verpflichtung abzusehen, wenn der Einsatz der solaren Energieträger 

technisch oder wirtschaftlich nicht zweckmäßig ist. In der nächsten BO-Novelle könnte eine 

Änderung zur Flexibilisierung der Bestimmung angedacht werden. 

 

zu Punkt 5 (Vorprüfung) 

Im Hinblick auf die eingeschränkten Ressourcen in der MA 37 – KSB, Referat Bauphysik ist eine 

Vorprüfung vor dem Hochladen nicht möglich. Es wird darauf hingewiesen, dass eine „Korrektur“ der 

Energieausweise für die Energieausweiseinbringer*innen nicht vorgesehen ist. Konkrete Fragen 

werden im Vorfeld – nach Studium der unter 

https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/planen/richtlinien/rl-bauphysik.html 

zur Verfügung gestellten Merkblätter und Richtlinien - weiterhin beantwortet. 

 

zu Punkt 6 und 7 (Planwechsel, Fertigstellungsanzeige) 

Bei Energieausweisen, die mit der Vorhabenkennung „Bauvorhaben“ eingebracht werden, liegt die 

Bearbeitungszeit der manuell zu prüfenden Energieausweise bei derzeit ca. 3 Wochen. 

Lediglich bei Energieausweisen, die mit der Vorhabenkennung „Sanierung“ eingebracht werden, ist 

derzeit mit einer längeren Bearbeitungsdauer zu rechnen. Es wurden aber die Gebietsgruppen 

darüber informiert, dass in einem solchen Fall eine Kontaktaufnahme mit der Leiterin des Referates 

Bauphysik zu erfolgen hat, damit eine manuelle Prüfung der Energieausweise erfolgt. 

 

Beim Einbringen der Energieausweise im Zuge von Planwechseln und Fertigstellung wird 

ausdrücklich auf https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/pdf/energieausweis-

fertigstellungsanzeige.pdf hingewiesen. Die Frage, wann ein Planwechsel nicht mehr möglich ist 

bzw. der „Verlust des Konsensschutzes“ vorliegt bzw. die aktuell geltenden Anforderungen 

einzuhalten sind, kann manchmal sehr schwierig zu beantworten sein. Es obliegt den 

https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/planen/richtlinien/rl-bauphysik.html
https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/pdf/energieausweis-fertigstellungsanzeige.pdf
https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/pdf/energieausweis-fertigstellungsanzeige.pdf
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Antragssteller*innen dies schlüssig und nachvollziehbar zu belegen. Dieser Nachweis ist unbedingt 

beim Einspielen des Energieausweises in WUKSEA anzuschließen. 

 

Nächstes Arbeitsgespräch: 

Das 64. Arbeitsgespräch findet am 4. März 2022, um 9:00 Uhr, in der Kammer der Architekten und 

Ingenieurkonsulenten für Wien, Niederösterreich und Burgenland (4., Karlsgasse 9) statt. 

 

ACHTUNG: Es ergeht keine gesonderte Einladung! 

 

 

 Mit freundlichen Grüßen 

Dipl.-Ing. Ernst Schlossnickel 

+43 1 4000 82698 

 

Dipl.-Ing. Peter Leithner 

+43 1 4000 82693 

Der Gruppenleiter i.V. 

 

 Dipl.-Ing. Werner Schuster 

Obersenatsrat 

 

Beilage(n): 

 

 

Ergeht: 

1. MA 19 

2. MA 37 

3. MA 64 

4. Kammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten für Wien, Niederösterreich und 

Burgenland –mit dem Ersuchen um Weiterleitung des ggst. Protokolls an alle 

Besprechungsteilnehmer*innen bzw. an die aktuell Delegierten! 

5. Wirtschaftskammer Österreich, Landesinnung Wien Bau – mit dem Ersuchen um 

Weiterleitung des ggst. Protokolls an alle Besprechungsteilnehmer*innen bzw. an die aktuell 

Delegierten! 

 

 

 

Nachrichtlich: 

1. Herr Stadtbaudirektor 

2. MD-BD - Kompetenzzentrum soziale und kulturelle Infrastruktur, BetreiberInnenservice, 

Nutzerplattform (MD-BD, KSI)  

3. MD-BD - Kompetenzzentrum technische Infrastruktur, bauliche Sicherheit im öffentlichen 

Raum (MD-BD, KTI) 

4. MD-BD - Kompetenzzentrum übergeordnete Stadtplanung, Smart City Strategie, 

Partizipation, Gender Planning (MD-BD, KPP)  

5. MA 21 

http://wien.arching.at/
http://wien.arching.at/
http://wien.arching.at/
http://wien.arching.at/
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##signaturplatzhalter## 



Beilage A - Fragestellungen Bauphysik 
 
 

1. Bei Abgabe der Einreichung muss bereits der Upload auf WUKSEA erfolgt sein, wobei dies 
faktisch erst möglich ist, wenn die Erklärung zu § 118 der Bauordnung für Wien (BO) 
Wärmeschutz, Energieeffizienz, hocheffiziente alternative Systeme, solare Energieträger 
(gemäß LGBl. Nr. 60/2020 vom 13.10.2020 und OIB-RL 6: 2019, WBTV 2020 ab 01.02.2020) 
[www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/pdf/erklaerung-hocheffizient-2021-1.pdf] der KSB 
vorliegt. Daher: 

▪ Zuerst Abgabe der Einreichung (der Erklärung)  
[Anmerkung: wäre es nicht sinnvoll, diese Erklärung mit der Bauphysik und auch 
vom Bauphysiker bzw. jener Person, die den Energieausweis erstellt unterfertigt 
abzugeben?] 

▪ dann Rückmeldung an Bauphysik, dass der Upload nun erfolgen kann 
▪ ansonsten erhält Bauphysik sofort eine negative „Plausibilitätsprüfung“ 

(automatisiert), was bedeutet, dass in diesem Fall manuell geprüft wird; ab dann 
wird es langwierig (Auslastung KSB?) 

 
2. Upload erst möglich, wenn auf WUKS die „richtige“ Adress-ID angelegt ist (Neubau: 25er-

Nummer, Sanierung/Zubau: 10er-Nummer). Das Bauvorhaben muss daher bereits 
registriert sein, bzw. im Vorfeld seitens Architektur angelegt werden 
 

 

 
3. Fehlermeldung beim Upload auf WUKSEA werden schrittweise angezeigt, nicht alles 

gesammelt. Der Prüflauf beginnt daher nach jedem neuen Upload von vorne. Bedeutet: 

▪ 1.Upload: z.B. Adress-ID ist noch nicht vorhanden 
▪ 2.Upload: z.B. PV-Verpflichtung nicht erfüllt 
▪ 3.Uploade: etc…. 

[Anmerkung: Weshalb ist es nicht möglich diese Informationen zeitnah gesammelt zu 

übermitteln?] 

  



4. PV-Verpflichtung: 

Bauvorhaben mit Hofgebäude werden meist von derselben Haustechnik versorgt und daher 
auch von derselben PV-Anlage. [Anmerkung zur Erklärung: vgl. § 118 3b (Ersatzflächen) mit 
§ 118 3c (keine Ersatzflächen), aus diesem Grund können die erforderlichen solaren 
Energieträger für Hofgebäude nicht auf das Haupthaus gestellt werden, da bauphysikalisch 
das Hofgebäude eine eigene Registrierungsnummer erhält]  
Wie von Fr. Eder in einem Telefonat bestätigt, ist es etwas widersinnig, wenn verlangt wird, 
dass auf jedem Gebäudeteil (daher auch am Dach des Hofgebäudes) der jeweils 
erforderliche Anteil an PV-Leistung installiert sein muss.  
Laut Fr. Eder wird diesbezüglich an einer Lösung gearbeitet. > Status ? 
 

5. Derzeit keine Vorprüfung [Anmerkung: vor dem Hochladen] mehr von KSB 
→ durch diesen besonderen Service konnten viele Ungereimtheiten im Vorfeld ausgeräumt 
werden. Teils durch die vorher genannten Punkte, teils durch eigene Fehler beim Upload, 
wird sofort eine negative Plausibilitätsprüfung gemeldet. Ab dann beginnt der langwierige 
Prozess. Positive Plausibilitätsprüfungen führen in der Regel so schnellen Registrierungs-
bestätigungen. 
 

6. Durch mitunter sehr lange Prozesse (manchmal geht es auch sehr schnell) bis zur „positiven 
Registrierungsbestätigung“, kann bei z.B. Planwechseln keine vollständige 
Fertigstellungsanzeige erbracht werden, da der Planwechselbescheid auf sich warten lässt. 
Oft ist es aufgrund von Sonderwünschen der Bewohner oft erst sehr spät möglich den 
Planwechsel einzureichen. 

 

7. Beim MA37-Merkblatt zum Thema Planwechsel (Änderung Thermischer Gebäudehülle oder 
Haustechnik) und eventuellem „Verlust des Konsensschutzes“ für die Bauphysik gibt es eine 
wesentliche Grauzone, die auch der KSB bewusst ist (nach Telefonat mit Frau Eder). 

▪ Was bedeutet „…wenn die thermische Gebäudehülle in der Art verändert wird, dass 
dadurch ein Planwechsel ausgelöst wird…“? Auch bei Verbesserung der 
Gebäudehülle?  
(Anm.:  
Wir haben dies zum Teil mit einer gutachterlichen Stellungnahme lösen können, 
indem wir die Gleichwertigkeit oder Verbesserung der Bauphysik nachgewiesen 
haben.) 

 



M A G I S T R A T  

          D E R  S T A D T  W I E N  

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 15 

Verwaltungsgerichtshof 

Untergang des Konsenses 

Stand: 18.7.2018 

Abgeleitete Grundsätze:  

• Konsens erfasst das ganze Gebäude 

• Konsens geht unter, wenn die Bausubstanz bzw. das Gebäude nahezu vollständig abgetragen oder 
weitreichend ersetzt bzw. verändert wurde 

• Durch Abtragung trennbarer Gebäudeteile geht der Konsens nicht unter 

• Vorschriftswidrig ist ein Bau, für den im Zeitpunkt seiner Errichtung ein baubehördlicher Konsens 
erforderlich war und weiterhin erforderlich ist, für den aber ein solcher Konsens nicht vorliegt. 

• Es ist die Frage der Abbruchsbewilligung auch keine Vorfrage im Verfahren über die Erteilung eines 
Instandsetzungsauftrages. 

• Durch den - wenn auch etappenweise und ohne Bewilligung - vorgenommenen Abbruch des ursprünglichen 
Gebäudes ist dessen Konsens untergegangen, sodaß die Wiederherstellung des rechtmäßigen Zustandes auch 
nicht in der "Wiedererrichtung" eines gleichen Gebäudes bestehen kann. 

Grundlagen - Judikatur 

Allgemein 

Entscheidungsdatum 23.02.2010, Geschäftszahl 2009/05/0250 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2006/05/0139 E 4. März 2008 RS 2 

Stammrechtssatz 

Auf Grund des erfolgten nahezu vollständigen Abbruchs des ursprünglich vorhandenen Gebäudes vermag 
der Verwaltungsgerichtshof keine Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheides darin zu erblicken, wenn die 
belangte Behörde davon ausgegangen ist, dass durch diesen Abbruch der bestehende Konsens untergegangen ist 
(Hinweis auf die hg. Erkenntnisse vom 14. September 2004, Zl. 2001/06/0124, vom 14. Oktober 2005, Zl. 
2005/05/0176, und vom 21. September 2007, Zl. 2006/05/0272). 

 

Entscheidungsdatum 16.12.2008, Geschäftszahl 2008/05/0148 

Rechtssatz 

Ob für einen im Jahre 1967 errichteten Geräteraum eine Baubewilligung erteilt worden ist, bedarf daher keiner 
weiteren Erörterung, weil mit der Zerstörung eines Gebäudes auch der Konsens untergeht (Hinweis auf das 
hg. Erkenntnis vom 25. April 1996, Zl. 95/06/0180). 
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Entscheidungsdatum 23.08.2012, Geschäftszahl 2011/05/0111 

Rechtssatz 

Zwar trifft es für das gegenständliche Projekt zu, dass durch die Änderungen die Raumwidmung im Keller-, Erd- 
und Obergeschoß nicht verändert wurde, weil gemäß dem Einreichplan sämtliche Räumlichkeiten des 
Bauvorhabens wie bisher auch weiterhin der Wohnnutzung dienen. Auf Grund der Veränderung der Höhenlage 
des Bauwerkes und der damit einhergehenden Versetzung sämtlicher Fenster und Türen und auch 
Zwischendecken, weiters der Verschiebung zweier Außenwände im Bereich des Keller-, Erd- und Obergeschoßes 
nach innen und außen, ist aber davon auszugehen, dass durch diese insgesamt so weitgehende Umgestaltung 
des rechtskräftig bewilligten Gebäudes der ursprüngliche Konsens unterginge und somit die erwähnten 
Änderungen nicht mehr (nur) als Umbau zu qualifizieren sind, sondern das gegenständliche Bauvorhaben 
bereits als Neubau zu betrachten wäre, selbst wenn einzelne Wände bestehen blieben und in diesen Neubau 
einbezogen werden sollten (Hinweis E vom 30. Mai 1995, 95/05/0118, und E vom 15. Juni 1999, 95/05/0282). 
Dem Umstand, dass auch die Raumeinteilung geändert wurde, kommt dabei keine wesentliche Bedeutung zu. Der 
Umfang des § 60 Abs. 1 lit. c Wr BauO ist im vorliegenden Fall überschritten, weshalb die geplanten baulichen 
Maßnahmen nicht gemäß § 73 Abs. 1 Wr BauO als Planwechsel bewilligt werden können. 

 

Entscheidungsdatum 24.04.2007, Geschäftszahl 2006/05/0031 

Rechtssatz 

Die vollständige Abtragung eines Gebäudes hat den Untergang der Baubewilligung zur Folge. Eine 
Neuerrichtung dieses Objekts bedarf einer neuen Baubewilligung. Dies gilt auch für den Untergang des wegen des 
Alters eines Gebäudes allenfalls vermuteten Konsenses (vgl. hiezu die hg. Erkenntnisse vom 14. Oktober 2005, 
Zl. 2005/05/0176, und vom 19. Dezember 2006, Zl. 2003/06/0005, m.w.N.). 

 

Entscheidungsdatum 30.04.1992, Geschäftszahl 92/06/0065 

Rechtssatz 

Der Baukonsens geht durch die Abtragung einer baulichen Anlage unter, sodaß deren Neuerrichtung eine 
neuerliche Bewilligungspflicht auslöst. Da der Baukonsens notwendigerweise das gesamte Gebäude erfaßt, 
kann ein derartiger Konsens nicht allein dadurch untergehen, daß (nur) ein (mitkonsentierter) Teil 
abgetragen und wiederhergestellt wird. 

 

Entscheidungsdatum 23.01.2007, Geschäftszahl 2005/06/0223 

Rechtssatz 

Die nach den Baubewilligungen jeweils als Bestand ausgewiesene Decke des Erdgeschoßes des betreffenden 
Gebäudes wurde (mit Erdgeschoß und Dachgeschoß) abgebrochen und etwas höher eine neue Erdgeschoßdecke 
errichtet. Dieser Abbruch der Geschoßdecke machte auch den Abbruch und die Neuerrichtung der kompletten 
Dachkonstruktion erforderlich. Diese Baumaßnahmen können auch unter Berücksichtigung einer (weiteren) 
Baubewilligung (nach dieser Bewilligung sind weitergehende Umbauten im Erd- und Dachgeschoß vorgesehen) 
nicht als bewilligungsfreier Umbau im Sinne des § 21 Abs. 2 Z. 1 Stmk. BauG qualifiziert werden. Mit der höheren 
Situierung der Erdgeschoßdecke und der dadurch erforderlichen Neuerrichtung des nunmehr höheren Teiles der 
Außenwand des Erdgeschoßes und der Dachkonstruktion ist eine Änderung der äußeren Gestaltung des Gebäudes 
bewirkt worden (vgl. das hg. Erkenntnis vom 30. Mai 2006, Zl. 2004/06/0194). Die vorliegende Baumaßnahme 
stellt, sofern für den Bestand eine baurechtliche Bewilligung vorliegt, keinen Neubau dar, da eine für den Bestand 
vorliegende Baubewilligung durch die beschriebenen Abbrüche nicht untergegangen ist. Ob aber ein 
bewilligungspflichtiger Um- oder Zubau vorliegt, der ohne Bewilligung ausgeführt wurde, kann 
dahingestellt bleiben, da in beiden Fällen wegen des untrennbaren Zusammenhanges zwischen den ohne 
Bewilligung vorgenommenen Baumaßnahmen mit dem verbliebenen Bestand (Erdgeschoss mit Wänden in 
einer Höhe, die nicht bis zur Decke reichen) ein Bauauftrag zu ergehen hatte, der sich auf das gesamte 
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Gebäude richtete. Andernfalls bliebe nämlich bei einem nur auf die vorgenommenen Baumaßnahmen 
gerichteten Beseitigungsauftrag ein unselbständiger Gebäudetorso ohne raumbildende Erdgeschoßdecke 
übrig. Allein die unzutreffende Qualifikation der Baumaßnahmen als Neubau konnte den Beschwerdeführer nicht 
in Rechten verletzen. 

 

Entscheidungsdatum 13.12.1990, Geschäftszahl 90/06/0008 

Rechtssatz 

Bestehen die Überreste eines abgebrannten Bauwerks nur aus dem Fundament und dem 
(schwerbeschädigten) seitlichen Mauerwerk, die (zumindest) nicht mehr raumbildend sind, so hat dies in 
rechtlicher Hinsicht zwei Konsequenzen: Zum einen ist dadurch der (tatsächlich bestandene oder - Hinweis E 
30.11.1964,1582/64, VwSlg 6509 A/1964,- vermutete) Baukonsens untergegangen (Hinweis E 17.12.1979, 
1559/77), und die Wiedererrichtung des Gebäudes ist gemäß § 3 Abs 5 Tir BauO 1989 selbst dann ein Neubau, 
wenn Teile dieses Gebäudes, wie etwa die Fundamente oder die Mauern wieder verwendet werden. Die 
Bewilligungsfähigkeit eines solchen Neubaues ist daher nicht am (konsensgemäßen) ehemaligen Altbestand zu 
messen; es kommt (in Ermangelung einer anderslautenden Übergangsbestimmung) vielmehr ausschließlich auf 
die Rechtslage im Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides der Baubehörde letzter Instanz an (Hinweis E 
26.4.1988, 88/05/0063). 

 

Entscheidungsdatum 30.05.2006, Geschäftszahl 2004/06/0194 

Rechtssatz 

Aus § 4 Z 44 Stmk. BauG ist abzuleiten, dass nach einem erfolgten weitgehenden Abbruch des bestehenden 
Gebäudes der Konsens für dieses untergeht (Hinweis E vom 14. September 2004, Zl. 2001/06/0124). [Hier: Auf 
Grund des Abtragens der sich als brüchig erweisenden westseitigen Giebelwand kann nicht davon die Rede 
sein, dass ein solcher weitgehender Abbruch des bestehenden Gebäudes bzw. eine Abtragung  des Gebäudes im 
Sinne des § 4 Z 44 Stmk. BauG vorgenommen wurde. Eine für das Gebäude allenfalls vorliegende Baubewilligung 
(einschließlich der einen untrennbaren Teil bildenden westlichen Giebelwand dieses Gebäudes) wäre daher durch 
diese bauliche Maßnahme nicht untergegangen.] 

 

Entscheidungsdatum 22.09.1993, Geschäftszahl 90/06/0067 

Rechtssatz 

Nach allgemeinem Sprachgebrauch wird mit den beiden Begriffen "Fundament" (§ 41 Abs 2 lit c OÖ BauO 1976) 
und "Grundmauer" (§ 57 Abs 1 lit a Stmk BauO 1968) der gleiche Sachverhalt bezeichnet. Daher ist auch nach 
der Stmk BauO 1968 in Ansehung eines zerstörten Gebäudes ein Untergang des Konsenses und damit das 
Erfordernis einer neuen Widmungsbewilligung dann nicht anzunehmen, wenn neben Grundmauern und 
Kellermauern (bzw Fundamenten und Kellermauern) auch raumbildendes Mauerwerk Verwendung 
findet. 

 

Entscheidungsdatum 11.09.1986, Geschäftszahl 86/06/0036 

Rechtssatz 

Ist ein ursprünglich konsensmäßiges Gebäude durch einen Umbau zu einem anderen geworden, dann ist der 
seinerzeit bestehende Konsens untergegangen und es fehlt für das gesamte neue Gebäude - und nicht etwa nur 
für den geänderten Teil - der Konsens. Liegt aber keine Baubewilligung (mehr) vor, dann hat die 
Baubehörde die Abtragung des gesamten neuen Gebäudes (also einschließlich der Altbestandteile) 
anzuordnen. 
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Entscheidungsdatum 17.12.1979, Geschäftszahl 1559/77 

Rechtssatz 

Der Baukonsens geht durch eine Abtragung - oder die Zerstörung durch einen Unglücksfall (zB: Brand) - nur dann 
unter wenn der umbaute Raum zur Gänze beseitigt ist und nur einzelne Teile, die nicht mehr raumbildend 
sind, für eine Wiederverwendung erhalten bleiben. 

 

Früherer Bestand 

Entscheidungsdatum 01.04.2008, Geschäftszahl 2008/06/0036 

Rechtssatz 

Der Umstand, dass im Jahr 1983 ein früherer Bestand durch das nunmehrige Objekt ersetzt wurde, bedeutet 
den Untergang des (allenfalls) bestandenen Konsenses (siehe dazu beispielsweise das hg. Erkenntnis vom 30. 
Juni 1994, Zl. 93/06/0176, mwN). Der Umstand, dass das neue Objekt in seiner Situierung und Dimension dem 
früheren entspreche, vermag daran nichts zu ändern. 

 

Entscheidungsdatum 31.07.2007, Geschäftszahl 2006/05/0073 

Rechtssatz 

Selbst wenn sich früher bereits seit Jahrzehnten auf der betroffenen Liegenschaft eine bauliche Anlage befunden 
haben sollte, so ist durch deren Entfernung ein allenfalls vorhandener vermuteter Konsens untergegangen 
(vgl. hiezu das hg. Erkenntnis vom 14. Oktober 2005, Zl. 2005/05/0176). 

 

Entscheidungsdatum 30.08.1994, Geschäftszahl 94/05/0014 

Rechtssatz 

Stellt ein Seitentrakt kein in sich geschlossenes Gebäude dar, so geht durch die Beseitigung dieses 
Gebäudetraktes nicht der Konsens des gesamten Gebäudes unter, sondern wird lediglich ein 
konsenswidriger Zustand herbeigeführt. Daß das "Hauptgebäude", wie die Beschwerdeführerin meint, " ohne 
den Seitentrakt bestehen kann", vermag an dieser rechtlichen Beurteilung nichts zu ändern. 

 

Entscheidungsdatum 17.02.1994, Geschäftszahl 92/06/0158 

Rechtssatz 

Mit dem Einsturz bzw der Beseitigung eines Bauwerkes geht der frühere Konsens unter, weshalb es sich rechtlich 
nicht mehr um eine "Sanierung" des ursprünglichen, eingestürzten Bauwerkes handelt, sondern um einen 
Neubau. 

 

Entscheidungsdatum 30.04.1992, Geschäftszahl 92/06/0065 
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Rechtssatz 

Der Baukonsens geht durch die Abtragung einer baulichen Anlage unter, sodaß deren Neuerrichtung eine 
neuerliche Bewilligungspflicht auslöst. Da der Baukonsens notwendigerweise das gesamte Gebäude erfaßt, 
kann ein derartiger Konsens nicht allein dadurch untergehen, daß (nur) ein (mitkonsentierter) Teil 
abgetragen und wiederhergestellt wird. 

 

Entscheidungsdatum 31.03.2005, Geschäftszahl 2004/05/0014 

Stammrechtssatz 

Es ist jeder Bau vorschriftswidrig, für den eine Baubewilligung nicht vorliegt oder der später abgeändert wurde, 
ohne, daß die bewilligungspflichtige Änderung baubehördlich genehmigt worden ist. Diese rechtswidrige 
Abänderung macht aber den Altbestand als Ganzes nur dann konsenslos, wenn dieser und der Neubestand 
in einem solchen Verhältnis zueinander stehen, daß eine Trennung unmöglich erscheint, d. h. aus technischen 
Gesichtspunkten von einer Trennbarkeit des tatsächlich oder - wegen des jahrzehntelangen Bestehens - präsumtiv 
konsentierten Altbestandes und des durch die unbefugte Bauführung hergestellten neuen Baues nicht gesprochen 
werden kann. (Hinweis auf E vom 1.6.1970, Zl. 1085/69 und 0419/69). 

 

Bausubstanz 

Entscheidungsdatum 24.03.2010, Geschäftszahl 2008/06/0120 

Rechtssatz 

Eine Instandsetzung liegt (Hinweis E vom 20. Dezember 1994, 92/05/0240) dann vor, wenn nur jeweils 
schadhafte Teile einer baulichen Anlage durch Ausbesserung der Schäden oder durch Ersetzung einzelner 
Bausubstanzen wieder in einen den Anforderungen entsprechenden Zustand versetzt werden, nicht aber, wenn 
die gesamte Anlage beseitigt und durch eine (gleichartige) neue Anlage ersetzt wird. 

 

Entscheidungsdatum 29.03.2001, Geschäftszahl 99/06/0140 

Rechtssatz 

Nach der hg. Judikatur (Hinweis E 12.2.1994, 92/06/0158) geht der frühere Baukonsens jedenfalls mit der völligen 
Beseitigung des früheren Bauwerkes unter. Selbst bei einer völlig unveränderten Ersetzung des Baues nach 
vorheriger Beseitigung des Altbestandes handelt es sich somit nicht mehr um eine Sanierung bzw. Instandsetzung 
des Baues, sondern um einen Neubau. 

 

Entscheidungsdatum 26.05.1983, Geschäftszahl 83/06/0027 

Rechtssatz 

Wurde entgegen einer erteilten Baubewilligung für einen Neubau die bisherige Bausubstanz zur Gänze beseitigt 
(und ein Neubau errichtet), liegt eine unbefugte Bauführung vor. Von einer Trennbarkeit des tatsächlich 
konsentierten Altbestandes und des durch die unbefugte Bauführung hergestellten neuen Baues kann dann nicht 
mehr gesprochen werden (Hinweis auf das zur BauO für Innsbruck ergangene E 9.12.1975, 0217/74, VwSlg 8940 
A/1975). 
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Gutachten MA 64 vom 15.7.2013, Zl. MA 64 – 472788/2013 

Zu Zl. MA 37 - 11818-7/2011 

Hinsichtlich der Entfernung der bestehenden Dachkonstruktion ist auszuführen, dass von einem Untergang des 
Konsenses eines Bauwerks nur dann gesprochen werden kann, wenn seine Bausubstanz - sei es durch Abbruch 
oder durch Einsturz – zum überwiegenden Teil beseitigt wird. Beurteilungsmaßstab ist dabei das Gebäude in 
seiner Gesamtheit und nicht nur einzelne Teile oder Elemente davon. Bei der Beurteilung der Frage des 
Unterganges des Konsenses eines Bauwerks ist daher auf das Ausmaß der tatsächlichen Entfernung der 
Bausubstanz abzustellen. Sobald durch das Ausmaß der faktischen Beseitigung der Bausubstanz – unabhängig 
vom Grund dafür – die überwiegenden Teile des Bauwerks entfernt wurden, wird hierdurch der unwiderrufliche 
Untergang des Konsenses dieses Bauwerks bewirkt. Dieser Untergang des Konsenses ist auch keiner „Heilung“ 
durch eine nahezu idente oder sanierte Wiedererrichtung des Bauwerks zugänglich.  

Dies bedeutet, dass nur bei der Abtragung eines gesamten Gebäudes oder dessen überwiegender Bausubstanz zu 
Sanierungszwecken und der anschließenden plangetreuen Wiedererrichtung dieses Gebäudes der Konsens durch 
die faktische Entfernung der Bausubstanz untergegangen und die Wiedererrichtung als Neubau 
bewilligungspflichtig ist. Da im vorliegenden Fall diese Voraussetzungen nicht gegeben sind, kann nicht von 
einem Untergang des Konsenses des Gebäudes ausgegangen werden. 

 

Entscheidungsdatum 30.05.2006, Geschäftszahl 2004/06/0194 

Rechtssatz 

Die Ansicht, dass jedenfalls kein bewilligungsfreier Umbau gemäß § 21 Abs. 2 Z. 1 Stmk. BauG angenommen 
werden könne, weil nach der Definition eines Umbaues in § 4 Z. 56 Stmk. BauG die äußeren Abmessungen einer 
bestehenden baulichen Anlage dabei nicht verändert werden dürften, der Abbruch einer Außenmauer aber die 
äußeren Abmessungen verändere, auch wenn diese in der Folge wieder errichtet werde, trifft nicht zu. Der Abbruch 
einer Wand eines Gebäudes und ihre Wiederrichtung an derselben Stelle (also unter Einhaltung der bisherigen 
äußeren Abmessungen in diesem Bereich) stellt eine Umgestaltung des Äußeren einer baulichen Anlage gemäß § 
4 Z. 56 Stmk. BauG dar. Der Umstand, dass im Zuge des Umbaues nach dem Abbruch der Außenmauer die 
äußeren Abmessungen der baulichen Anlage in diesem Bereich vorübergehend verändert sind, ist nicht 
maßgeblich, da allein die Bautätigkeit (hier der Abbruch und die Wiedererrichtung der Gebäudewand) nicht 
Gegenstand der Regelung des § 21 Abs. 2 Z. 1 Stmk. BauG ist. Beim Abbruch einer Außenwand eines Gebäudes 
und ihrer Wiedererrichtung wird auch das weitere Kriterium eines Umbaues gemäß § 4 Z. 56 Stmk. BauG erfüllt, 
dass die Bausubstanz des Gebäudes als der von dem Umbau betroffenen baulichen Anlage überwiegend erhalten 
bleibt. (Angemerkt wird, dass es zulässig wäre, im Zuge der Wiedererrichtung einer Außenmauer eines bewilligten 
Gebäudes auch eine weitere bereits rechtskräftig bewilligte Abänderung dieser Außenmauer zu realisieren, ohne 
dass dies für das Kriterium der Nichtveränderung der äußeren Gestaltung im Sinne des § 21 Abs. 2 Z. 1 Stmk. 
BauG von Bedeutung wäre.) 

 

Entscheidungsdatum 29.09.2015, Geschäftszahl Ra 2015/05/0045 

Rechtssatz 

Durch die Abtragung oder Zerstörung eines Gebäudes geht ein vorhandener (oder allenfalls vermuteter) Konsens 
unter, und zwar auch dann, wenn einzelne Teile, die nicht mehr raumbildend sind, für eine 
Wiederverwendung erhalten bleiben (Hinweis B vom 23. Juni 2015, Ra 2015/05/0041). 
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Umbau 

Entscheidungsdatum 30.06.1994, Geschäftszahl 94/06/0063 

Rechtssatz 

Ist wegen der Vornahme des Umbaues ein bis dahin bestehender Konsens untergegangen, bildet die 
Benützung eines konsenslos oder konsenswidrig errichteten Gebäudes ohne Benützungsbewilligung keine 
Verwaltungsübertretung nach § 53 Abs 1 lit h Tir BauO 1989, da das Tatbild der unbefugten Benützung durch das 
Tatbild der unbefugten Bauführung (§ 53 Abs 1 lit a bzw § 53 Abs 1 lit f Tir BauO 1989) konsumiert wird (Hinweis 
E 28.2.1991, 90/06/0201 und E 11.4.1991, 91/06/0001). 

 

Entscheidungsdatum 11.09.1986, Geschäftszahl 86/06/0036 

Rechtssatz 

Ist ein ursprünglich konsensmäßiges Gebäude durch einen Umbau zu einem anderen geworden, dann ist der 
seinerzeit bestehende Konsens untergegangen und es fehlt für das gesamte neue Gebäude - und nicht etwa nur 
für den geänderten Teil - der Konsens. Liegt aber keine Baubewilligung (mehr) vor, dann hat die 
Baubehörde die Abtragung des gesamten neuen Gebäudes (also einschließlich der Altbestandteile) 
anzuordnen. 

 

Entscheidungsdatum 30.01.2007, Geschäftszahl 2005/05/0215 

Rechtssatz 

Der ursprüngliche Baukonsens erfasst das gesamte Gebäude. Allein durch einen - selbst ohne Konsens 
vorgenommenen - Dachabbruch und den in der Folge vorgenommenen Um- bzw. Zubau durch Errichtung 
einer neuen Dachkonstruktion mit einer damit verbundenen Errichtung von Dachgeschossen geht ein 
derartiger Konsens nicht unter (vgl. hiezu das hg. Erkenntnis vom 30. April 1992, Zl. 92/06/0065). 

 

Wiedererrichtung 

Entscheidungsdatum 10.04.2012, Geschäftszahl 2012/06/0010 

Rechtssatz 

Betrachtet man die Regelungen des § 25 Abs. 4 Stmk ROG 1974, ist dort keine allgemeine Grundlage für die 
(generelle) Zulässigkeit der Wiedererrichtung eines Gebäudes (Altbestandes) enthalten, das (der) infolge 
Baufälligkeit einstürzt oder aber vorsorglich infolge Baufälligkeit wegen Gefahr im Verzug abgetragen 
wird (wodurch jeweils der Konsens untergeht). Es gibt nur Vorschriften für spezielle Fälle, nämlich gemäß 
Abs. 4 Z 1 erster Fall (Untergang infolge eines katastrophenartigen Ereignisses) wie auch der in Abs. 4 Z 2 letzter 
Satz geregelte Fall. Dies steht auch mit dem Ziel des Gesetzgebers in Einklang, das Freiland möglichst von nicht 
widmungskonformen Gebäuden frei zu halten, es würde diesem Ziel zuwiderlaufen, wenn ganz allgemein 
Gebäude, die das Ende ihrer technischen Lebensdauer erreicht haben, immer wieder durch Neubauten ersetzt 
werden dürften. 

Angesichts der Regelungen des § 25 Abs. 4 Z 1 letzter Fall Stmk ROG 1974 ist der letzte Satz der Z 2 restriktiv 
auszulegen, und zwar auf jene Fälle zu beschränken, in denen bei Bauarbeiten etwas "passiert", sodass der Konsens 
eines Altbestandes, der ansonsten auf Grund seiner Beschaffenheit weiter hätte bestehen können, untergeht. Diese 
Voraussetzungen liegen nicht vor, wenn sich etwa - erst - im Zuge von Bauarbeiten herausstellt, dass der 
Altbestand auf Grund seiner Beschaffenheit wegen Gefahr in Verzug abgetragen werden muss. Es wäre ein 
Wertungswiderspruch, wenn - ohne Zusammenhang mit weiteren Bauarbeiten - ein Altbestand, der wegen 
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seiner mangelhaften Beschaffenheit abgetragen werden muss, nicht wieder aufgebaut werden dürfte, wohl 
aber dann, wenn dies im Zuge einer "Bauausführung" geschieht, weil dies der Umgehung Tür und Tor 
öffnen würde. Es kommt daher nicht darauf an, ob die Notwendigkeit, den Altbestand wegen Baufälligkeit 
abzutragen, bereits bekannt war oder sich erst (hier) - unvorhergesehen im Zuge von Bauarbeiten ergab. Es kann 
auch nicht ein Einsturz wegen Baufälligkeit für sich allein als Folge eines "katastrophenartigen Ereignisses" im 
Sinne des § 25 Abs. 4 Z. 1 erster Fall Stmk ROG 1974 qualifiziert werden, ebenso wenig ein vorsorgliches 
Abtragen wegen Gefahr im Verzug, ohne zuzuwarten, bis der Einsturz sozusagen von selbst erfolgt. 

 

Entscheidungsdatum 17.02.1994, Geschäftszahl 93/06/0223 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie VwGH E 1991/02/05 90/05/0139 1 

Stammrechtssatz 

Gem § 29 Abs 3 Krnt BauO hat die Wiederherstellung des rechtmäßigen Zustandes ausschließlich die Beseitigung 
der ohne Baubewilligung errichteten baulichen Anlage zum Gegenstand. Wurde ein bestehendes Gebäude zur 
Gänze abgetragen und an seiner Stelle ein neues Gebäude errichtet, so kann ausschließlich die Beseitigung des 
neuen Gebäudes Gegenstand des hier in Betracht kommenden baupolizeilichen Auftrages sein. Durch den - wenn 
auch etappenweise und ohne Bewilligung - vorgenommenen Abbruch des ursprünglichen Gebäudes ist 
dessen Konsens untergegangen, sodaß die Wiederherstellung des rechtmäßigen Zustandes auch nicht in der 
"Wiedererrichtung" eines gleichen Gebäudes bestehen kann. 

 

Entscheidungsdatum 01.09.1998, Geschäftszahl 98/05/0060 

Rechtssatz 

Mit dem Abbruch eines Gebäudes ist selbst dann, wenn für dieses eine Bewilligung vorgegeben ist, dessen 
Konsens untergegangen, durch die Wiedererrichtung - auch an derselben Stelle - wird ein bewilligungspflichtiger 
Tatbestand iSd § 92 Abs 1 Z 1 NÖ BauO 1976 verwirklicht. 

 

Entscheidungsdatum 20.11.1997, Geschäftszahl 96/06/0247 

Rechtssatz 

Durch den Abbruch baufälliger Gebäudeteile geht der ursprüngliche Konsens diesbezüglich unter, und die 
an ihrer Stelle errichteten Neubauten stellen konsenslose Bauführungen dar. 

 

Neubau 

Entscheidungsdatum 21.09.2007, Geschäftszahl 2006/05/0272 

Rechtssatz 

Eine ohne Verwendung alter Mauerteile errichtete bauliche Anlage ist jedenfalls als Neubau im Sinne des § 60 
Abs. 1 lit. a Wr. BauO zu qualifizieren, für den die Bewilligung der Behörde zu erwirken ist. Ein Neubau läge 
selbst dann vor, wenn - was hier nicht der Fall ist - nach Abtragung bestehender Baulichkeiten die 
Fundamente oder Kellermauern ganz oder teilweise wieder benützt worden wären. Durch die Abtragung des 
ursprünglichen Gebäudes ist dessen Konsens untergegangen; dieser deckt die Neuerrichtung des Gebäudes nicht 
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mehr (vgl. das hg. Erkenntnis vom 28. März 2000, 99/05/0288), wobei der Grund für die Beseitigung des alten 
Gebäudes keine Rolle spielt (vgl. das hg. Erkenntnis vom 2. Dezember 1997, Zl. 97/05/0266). 

 

Zubau 

Entscheidungsdatum 04.11.2016, Geschäftszahl 2013/05/0117 

Rechtssatz 

Soweit der Bf zu dem von ihm an der Rückseite der Weingartenhütte neu errichteten Zubau vorbringt, ein solcher 
"Bretterverschlag" habe bereits dem ursprünglichen Bestand angehört, ist ihm entgegenzuhalten, dass er selbst 
ausgeführt hat, dass im Zeitpunkt seines Erwerbes der gegenständlichen Liegenschaft kein solcher 
"Bretterverschlag" (mehr) existiert hat, sodass ein vormals allenfalls vorhandener Konsens für einen solchen 
Zubau durch dessen vollständige Abtragung untergegangen ist (Hinweis E vom 31. Juli 2007, 2006/05/0073, 
mwN). 

 

Entscheidungsdatum 18.05.1995, Geschäftszahl 94/06/0266 

Rechtssatz 

Ein als Zubau zu einem (damals) bestandenen Gebäude geplantes, bewilligtes, und errichtetes Bauwerk ist nicht 
jedenfalls (zwingend) für sich allein (als "Restbau") als Neubau bewilligungsfähig, weil nicht gesagt ist, daß ein 
derartiger "Torso" jedenfalls alle Baubewilligungsvoraussetzungen erfüllt. Auch kommt es hier nicht darauf an, 
zu welchem Zeitpunkt ein Teil des eingestürzten Altbaues wieder aufgeführt worden ist. Maßgebend ist vielmehr, 
daß mit dem Einsturz der frühere Baukonsens untergegangen ist und daher nicht mehr Grundlage einer 
Bewilligung für eine Zubau oder Umbau sein kann. 

 

Sonstiges  

Entscheidungsdatum 24.05.2016, Geschäftszahl 2013/05/0212 

Rechtssatz 

Bei der Ermittlung des Ist-Maßes ist nicht allein darauf abzustellen, wie sich die Immissionsbelastung im 
Zeitpunkt der Befundaufnahme durch einen luftreinhaltetechnischen Amtssachverständigen oder bei Erlassung 
des Bescheides über ein Bauansuchen für den Umbau eines konsentierten Stallgebäudes darstellt. Vielmehr ist in 
einem Fall, in dem bei einem landwirtschaftlichen Betrieb in einem Stallgebäude, dessen baurechtlicher Konsens 
nicht untergegangen ist, seit längerer Zeit keine Nutztiere mehr gehalten werden, für die Beurteilung des Ist-
Maßes zu ermitteln, ob sowie (zutreffendenfalls) in welchem Umfang eine Tierhaltung in diesem Gebäude nach 
den dafür maßgebenden Rechtsvorschriften zulässig ist und welche Immissionsbelastung aus einer solchen 
zulässigen Tierhaltung resultiert. 

 

Entscheidungsdatum 25.02.2010, Geschäftszahl 2008/06/0167 

Rechtssatz 

Es liegt zu der Frage, ob eine eisenbahnbehördliche Bewilligung in dem Falle, dass eine Eisenbahnanlage als 
Ganzes entfernt und später wieder unverändert am selben Standort aufgestellt wird, untergeht, wie dies im 
Baurecht für Baubewilligungen angenommen wird, keine Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes vor. Weiters ist 
auch in der hg. Judikatur nicht geklärt, ob eine bauliche Anlage, für die wegen einer teilweisen Nutzung im Sinne 
des § 10 Abs. 1 EisenbahnG 1957 eine eisenbahnbehördliche Bewilligung erteilt wurde, eine Eisenbahnanlage 
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bleibt, auch wenn die teilweise Nutzung als Eisenbahnanlage vom Bewilligungsinhaber nicht mehr erfolgt und 
auch nicht mehr beabsichtigt ist. Die Annahme des Bf, es liege nach wie vor eine rechtskräftig bewilligte 
Eisenbahnanlage vor, weshalb diese Anlage nicht in den Anwendungsbereich der landesgesetzlichen 
Bauvorschriften falle, muss bei der besonderen Konstellation des vorliegenden Falles jedenfalls als entschuldbarer 
Rechtsirrtum über die Nichtanwendung baurechtlicher Vorschriften qualifiziert werden. 

 

Entscheidungsdatum 14.10.2005, Geschäftszahl 2005/05/0176 

Rechtssatz 

Wurde eine nachträgliche Baubewilligung für einen vorschriftswidrigen Bau nicht erwirkt und erfolgte der 
Bauauftrag gemäß § 129 Abs. 10 BauO für Wien daher zu Recht, so ändert eine - allenfalls anzunehmende - 
Vermutung der Rechtmäßigkeit eines Altbestandes nichts daran. (Nach dem Beschwerdevorbringen war auf dem 
Baugrundstück bis Juli 2004 ein Haus errichtet). Durch den erfolgten Abbruch ist nämlich der (allenfalls auch 
vermutete) Konsens dieses Gebäudes untergegangen (vgl. die hg. Erkenntnisse vom 1. September 1998, Zl. 
98/05/0060, und vom 17. Februar 1994. Zl. 93/06/0223). 

 

Entscheidungsdatum 18.09.1984, Geschäftszahl 84/05/0122 

Rechtssatz 

Nach § 129 Abs 10 BauO für Wien ist, ein Auftrag zur Beseitigung eines vorschriftsmäßigen Zustandes nicht 
gesetzwidrig, wenn (für dasselbe Objekt) ein Ansuchen um Erteilung einer nachträglichen Baubewilligung 
anhängig ist. (Hinweis auf E vom 15.6.1970, 0195/70, VwSlg 7813 A/1970) Dieser Abtragungsauftrag ist 
allerdings während des anhängigen Bauverfahrens nicht zu vollstrecken; dies gilt aber dann nicht, wenn der 
vorschriftswidrig errichtete Bau, von dem bereits feststeht, dass er nicht bewilligt werden kann, nur in 
irgendeiner Weise (hier als untergeordneter Bestandteil eines Gebäudes) bei einem künftigen Bau, um 
dessen baubehördliche Bewilligung erst angesucht wurde, mitverwendet werden soll. 

 

Entscheidungsdatum 31.01.2006, Geschäftszahl 2004/05/0130 

Rechtssatz 

Ist der Konsens für ein bereits bestehendes Gebäude erloschen, könnte dieses Gebäude nicht gemäß § 14 Z. 4 NÖ 
BauO bewilligt werden. 

 

Entscheidungsdatum 15.07.2003, Geschäftszahl 2002/05/0772 

Rechtssatz 

Von der Frage des Erlöschens des Rechtes aus dem Baubewilligungsbescheid ist die Bewilligungsfähigkeit der im 
Vergleich zum Baubewilligungsbescheid vorgenommenen Änderungen zu unterscheiden. Hat daher die Behörde 
nach Durchführung der notwendigen Ermittlungen festgestellt, dass das Recht aus der Baubewilligung 
(hier) aus dem Jahre 1976 nicht erloschen ist, ist weiter zu klären, ob die vorgenommenen Änderungen 
einer Baugenehmigung oder allenfalls einer Bauanzeige bedürfen und bejahendenfalls ob die 
vorgenommenen Maßnahmen bewilligungsfähig sind. Zutreffend hat die belangte Behörde Änderungen der 
Verwendung von Räumlichkeiten des hier zu beurteilenden Gebäudes unter dem Gesichtspunkt des § 19 Abs. 4 
NÖ ROG 1976 geprüft. Eine Änderung der Verwendung der Räumlichkeiten wäre daher nur dann und nur in 
jenem Umfang zulässig, als dies für eine Nutzung gemäß § 19 Abs. 2 NÖ ROG 1976 (hier offenbar Land- und 
Forstwirtschaft) erforderlich ist und eine nachhaltige Bewirtschaftung erfolgt. Mangels konkreter Behauptungen 
der Beschwerdeführer kann derzeit nicht beurteilt werden, ob diese Voraussetzungen zutreffen. Sollten die 
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Beschwerdeführer Nebenerwerbslandwirte sein, wird eine abschließende Beurteilung nur nach Vorlage eines 
entsprechenden Betriebskonzeptes möglich sein (Hinweis E 13. Mai 1993, Zl. 93/06/0015). 

 

Entscheidungsdatum 19.04.2001, Geschäftszahl 99/06/0157 

Rechtssatz 

Der Landesgesetzgeber geht davon aus, dass an einem bewilligten Bestand Änderungen vorgenommen werden 
können, wobei bestimmte Änderungen ihrerseits bewilligungspflichtig sind. Allein aus dieser Regelung muss 
abgeleitet werden, dass durch die Änderung eines Baues der Konsens für den Bestand grundsätzlich bestehen 
bleibt. Der Konsens des Bestandes geht dann unter, wenn der Bestand beseitigt wird, auch wenn das 
Gebäude in derselben Form wiedererrichtet würde (vgl. das hg. Erkenntnis vom 17. Feber 1994, Zl. 
92/06/0158). 

 

 

Zu Bauaufträgen:  

Entscheidungsdatum 25.03.2010, Geschäftszahl 2009/05/0323 

Stammrechtssatz 

§ 129 Abs 10 Wr BauO besteht aus zwei Teilen; nur der 2. Halbsatz regelt die Entfernung vorschriftswidriger 
Bauten, der 1. Halbsatz hingegen umfasst die Veranlassung der Behebung jeglicher "Abweichung von den 
Bauvorschriften" und kann daher auch zu einem Auftrag auf Herstellung führen. Dabei kommt es nicht darauf 
an, ob der Bau konkreten Rechtsvorschriften der Bauordnung widerspricht, sondern wieweit der Bau 
durch eine erforderliche Baubewilligung gedeckt ist. 

 

Entscheidungsdatum 23.11.2016, Geschäftszahl Ro 2014/05/0036 

Rechtssatz 

Nach ständiger hg. Judikatur (Hinweis E vom 30. April 2013, 2011/05/0128, mwN) ist ein Bau im Sinne des 
§ 129 Abs. 10 Wr BauO vorschriftswidrig, für den im Zeitpunkt seiner Errichtung ein baubehördlicher 
Konsens erforderlich war und weiterhin erforderlich ist, für den aber ein solcher Konsens nicht vorliegt. 
Bei Abweichungen von Bauvorschriften können nach dieser Gesetzesbestimmung Bauaufträge sowohl für 
bewilligungspflichtige als auch für anzeigepflichtige als auch für bewilligungsfreie Bauvorhaben erteilt werden. 
Der Grund für die Abweichung von Bauvorschriften ist unerheblich. Ferner ist bei Abweichungen oder 
vorschriftswidrigen Bauten ein Auftrag stets ohne weitere Voraussetzungen (z.B. Verletzung öffentlicher 
Interessen) möglich. 

 

Entscheidungsdatum 27.08.2013, Geschäftszahl 2012/06/0147 

Rechtssatz 

Ein Beseitigungsauftrag setzt voraus, dass die Bewilligungspflicht sowohl im Zeitpunkt der Errichtung des 
Bauwerkes als auch im Zeitpunkt der Erteilung des Auftrages zu bejahen ist. Vorschriftswidrig ist ein Bau, für 
den im Zeitpunkt seiner Errichtung ein baubehördlicher Konsens erforderlich war und weiterhin 
erforderlich ist, für den aber ein solcher Konsens nicht vorliegt. 
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Entscheidungsdatum 21.03.2013, Geschäftszahl 2013/06/0044 

Rechtssatz 

Eine vorschriftswidrige bauliche Anlage liegt nicht nur dann vor, wenn für sie überhaupt keine Baubewilligung 
oder Genehmigung der Baufreistellung vorliegt, sondern auch, wenn diese vorschriftswidrig von einer erteilten 
Baubewilligung oder Genehmigung einer Baufreistellung abweicht. 

 

Entscheidungsdatum 18.10.2012, Geschäftszahl 2011/06/0078 

Stammrechtssatz 

Im baupolizeilichen Verfahren gemäß § 41 Abs. 3 Stmk BauG 1995 ist es nicht von Bedeutung, ob eine bauliche 
Anlage, die bewilligungs- oder anzeigepflichtig ist, auch konsensfähig ist. Maßgeblich ist nach dieser 
Bestimmung, dass eine vorschriftswidrige bauliche Anlage vorliegt. Vorschriftwidrig ist eine bauliche Anlage 
jedenfalls in den in Abs. 1 dieser Bestimmung beschriebenen Fällen, wenn eine bewilligungspflichtige oder 
anzeigepflichtige bauliche Anlage ohne Vorliegen einer rechtskräftigen Baubewilligung bzw. ohne Genehmigung 
im Sinne des § 33 Abs. 6 Stmk BauG 1995 errichtet bzw. eine bewilligungsfreie bauliche Anlage nicht im Sinne 
des BauG ausgeführt wurde (Hinweis E vom 23. November 2010, 2009/06/0098). 

 

Entscheidungsdatum 31.03.2009, Geschäftszahl 2005/06/0078 

Rechtssatz 

Der Verwaltungsgerichtshof hat wiederholt ausgesprochen, dass die Erteilung eines Beseitigungsauftrages gemäß 
§ 41 Abs. 3 Stmk. BauG dann in Betracht kommt, wenn die Errichtung eines bestimmten Baues sowohl im 
Zeitpunkt der Bauausführung als auch im Zeitpunkt der Erteilung des Beseitigungsauftrages bewilligungspflichtig 
bzw. anzeigepflichtig bzw. zwar bewilligungsfrei, aber gegen Bestimmungen des Stmk. BauG verstoßend war 
(vgl. das hg. Erkenntnis vom 26. Mai 2008, Zl. 2006/06/0306, mwN). Eine vorschriftswidrige bauliche Anlage 
im Sinne des § 41 Abs. 3 Stmk BauG 1995 liegt unter diesen Voraussetzungen jedenfalls vor, bis eine 
rechtskräftige Baubewilligung vorliegt oder das Bauvorhaben gemäß § 33 Abs. 6 Stmk BauG 1995 als 
genehmigt gilt (vgl. das hg. Erkenntnis vom 24. Oktober 2006, Zl. 2003/06/0171). 

 

Entscheidungsdatum 31.01.2008, Geschäftszahl 2007/06/0243 

Rechtssatz 

Auch baubewilligungsfreie bauliche Anlagen können "vorschriftswidrig" im Sinne des § 41 Abs. 3 Stmk. 
BauG sein, wenn sie Bau- und Raumordnungsvorschriften im Sinne des § 21 Abs. 4 leg. cit. verletzen (siehe dazu 
beispielsweise das hg. Erkenntnis vom 28. Februar 2006, Zlen. 2005/06/0012 und 0339, m.w.N., und das hg. 
Erkenntnis vom 27. November 2007, Zl. 2007/06/0229). 

 

Entscheidungsdatum 19.12.2006, Geschäftszahl 2005/06/0184 

Rechtssatz 

Die Pflicht zur Beseitigung des vorschriftswidrigen Baues im Sinne des § 41 Abs. 3 Stmk. BauG bedeutet 
nichts anderes als die Verpflichtung zur Wiederherstellung des konsensgemäßen Zustandes (vgl. das hg. 
Erkenntnis vom 17. Dezember 1998, Zl. 97/06/0146, zu der gleichartigen Bestimmung in § 70a Stmk. BauO 1968). 
Aus einem derartigen Beseitigungsauftrag bzw. Wiederherstellungsauftrag müsste sich zumindest aus der 
Begründung ergeben, welche vorschriftswidrigen baulichen Maßnahmen vorgenommen wurden, die zu beseitigen 
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sind, oder wie der davor bestehende konsensgemäße oder ursprüngliche Zustand des von der baulichen Maßnahme 
betroffenen Grundstückteiles konkret ausgesehen hat. 

 

Entscheidungsdatum 05.12.2000, Geschäftszahl 99/06/0122 

Rechtssatz 

Der Begriff "vorschriftswidrig" ist im Verhältnis zum Begriff "bewilligungswidrig" der weitere Begriff 
(Hinweis E 24.2.2000, 98/06/0228, mwN). 

 

Entscheidungsdatum 24.05.1976, Geschäftszahl 0797/74 

Rechtssatz 

Bewilligungsverfahren und Auftragsverfahren sind voneinander getrennt. Die Erwirkung einer 
Abbruchsbewilligung läßt den Baukonsens, somit auch die Verpflichtung zur Erhaltung des Hauses unberührt, 
denn eine solche Verpflichtung muß vom Hauseigentümer nicht ausgenutzt werden und sie erlischt in diesem Falle 
grundsätzlich nach Ablauf der im § 74 Abs 1 BauO für Wien festgelegten Baubeginnsfrist von zwei Jahren ab der 
Rechtskraft. Daher ist die Frage der Abbruchsbewilligung auch keine Vorfrage im Verfahren über die 
Erteilung eines Instandsetzungsauftrages. 

 

Entscheidungsdatum 24.02.1975, Geschäftszahl 1305/73 

Rechtssatz 

Ein vom Baukonsens abweichender Zustand darf nur nach vorheriger Erwirkung einer Baubewilligung, 
nicht aber anstelle der vom Gesetz geforderten Instandhaltung des konsensgemäßen Zustandes 
herbeigeführt werden. 

 

Entscheidungsdatum 03.07.1973, Geschäftszahl 0015/72 

Rechtssatz 

Wenn die Baubehörde in einem ordnungsgemässen Verfahren das Vorhandensein eines das Leben und die 
Gesundheit von Menschen gefährdenden Mißstandes festgestellt und in Anwendung des § 68 Abs 3 AVG den 
Baukonsens teilweise aufgehoben hat, dann ist der nunmehr konsenslose Bauteil nach den im Zeitpunkt des 
baupolizeilichen Einschreitens geltenden Rechtsnormen zu beurteilen (Hinweis E 28.4.1961, 2088/59, VwSlg 
5556 A/1961). 

 

Konkretisierung Bauabsicht  

Instandhaltung vs bloße Sicherung /  Abbruch  

Entscheidungsdatum 18.04.1961, Geschäftszahl 0774/60 

Rechtssatz 

Die Instandhaltungspflicht besteht solange, als Baulichkeiten vorhanden sind; durch die Erteilung eines 
baupolizeilichen Auftrages zur Instandsetzung des Altbestandes wird jedoch in das Recht auf Gebrauchnahme von 
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einer bereits erwirkten Bewilligung zur Abtragung der schadhaften Baulichkeit und zur Errichtung eines Neubaues 
an deren Stelle nicht eingegriffen. 

Wenn erwiesen ist, dass alles zur Konkretisierung einer Bauabsicht Erforderliche unternommen worden ist, 
die Verwirklichung des Bauvorhabens aber erst in einem späteren Zeitpunkt möglich sein wird, hat sich der 
baupolizeiliche Auftrag auf die Anordnung jener Maßnahmen zu beschränken, die erforderlich sind, um eine 
unmittelbar drohende Gefahr für das Leben und die Gesundheit der Bewohner des Gebäudes, der 
Nachbarschaft und der Straßenbenützer bis zu dem Zeitpunkt hintanzuhalten, in dem voraussichtlich mit dem 
Abbruch des Gebäudes zu rechnen ist. 

 

Entscheidungsdatum 12.09.1966, Geschäftszahl 0893/66 

Rechtssatz 

Die im § 129 Abs 2 der Bauordnung für Wien normierte Instandhaltungspflicht ist keine unbedingte. Sie wandelt 
sich in dem Zeitpunkt, in dem der Eigentümer beschließt, das Gebäude abzutragen, in die Verpflichtung 
zur Durchführung unbedingt notwendiger Sicherungsmaßnahmen. In einem solchen Falle muß es als 
ausreichend angesehen werden, wenn alle jene Maßnahmen getroffen werden, die erforderlich sind, um eine 
unmittelbar drohende Gefahr für das Leben und die Gesundheit der Bewohner des Gebäudes, der 
Nachbarschaft und der Straßenbenützer bis zu dem Zeitpunkte hintanzuhalten, in dem voraussichtlich mit 
dem Abbruch des Gebäudes zu rechnen ist. Die Instandhaltungspflicht erlischt somit begrifflich mit der 
Beseitigung des Bauwerkes. 

 

Entscheidungsdatum 30.01.2014, Geschäftszahl 2011/05/0060 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2012/05/0072 E 30. April 2013 RS 2 

Stammrechtssatz 

Es trifft zwar zu, dass auf Grund des nunmehrigen Textes des § 129 Abs. 10 Wr BauO im Einzelfall ein größerer 
Spielraum für die Behörde bei der Entscheidung, ob ein Bauauftrag zu erlassen ist, gegeben ist. Allerdings bedarf 
es für das Unterbleiben eines Auftrages eines sachlichen Grundes, der jedenfalls nicht schon dadurch gegeben 
ist, dass keine Gefahr in Verzug besteht. Außerdem kann das Unterlassen eines Auftrages kein Dauerzustand sein, 
sondern muss es sich um Gründe handeln, die ein bloß gewisses Abwarten sachlich rechtfertigen. 

 

Sicherung Baueinstellung  

Entscheidungsdatum 22.12.1987, Geschäftszahl 87/05/0174 

Rechtssatz 

Eine Baueinstellung ist immer schon dann gerechtfertigt, wenn bewilligungspflichtige Maßnahmen ohne die hiefür 
erforderliche baubehördliche Bewilligung ausgeführt werden. 
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Entscheidungsdatum 23.02.2010, Geschäftszahl 2009/05/0029 

Stammrechtssatz 

Für die Frage der Rechtmäßigkeit einer Baueinstellung kommt es nicht auf die Bewilligungsfähigkeit eines 
baulichen Vorhabens, sondern darauf an, daß die bauliche Maßnahme einer Bewilligung bedarf. 

 

Entscheidungsdatum 09.09.1997, Geschäftszahl 96/06/0096 

Rechtssatz 

Es handelt sich gem § 16 Abs 1 Slbg BauPolG bei den weiteren Maßnahmen zur Sicherstellung einer 
Baueinstellung um Maßnahmen des unmittelbaren Verwaltungszwanges iSd Art II Abs 6 Z 5 EGVG. Für 
Maßnahmen unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehlsgewalt und Zwangsgewalt iS dieser Bestimmung 
kommen die Verwaltungsverfahrensgesetze nicht zur Anwendung, sofern nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist (wie insbesondere in den Bestimmungen über die Beschwerde gegen faktische Amtshandlungen gem 
§ 67c ff AVG). 

Voraussetzung einer Baueinstellung ist, daß noch nicht zur Gänze ausgeführte, also noch nicht vollendete bauliche 
Maßnahmen vorliegen (Hinweis E 17.2.1994, 93/06/0141). Mit der Anordnung der Baueinstellung gem § 16 Abs 
1 Slbg BauPolG soll DIE FORTSETZUNG DER AUSFÜHRUNG von bereits begonnenen baulichen Maßnahmen 
verboten werden. Weitere Maßnahmen des unmittelbaren Verwaltungszwanges gem Art II Abs 6 Z 5 EGVG iSd 
§ 16 Abs 1 dritter Satz Slbg BauPolG zur Sicherstellung der Baueinstellung können daher auch immer nur solche 
Maßnahmen sein, die die bisher getätigte Bauführung, die mit der Baueinstellung beendet wurde, unberührt lassen 
und das mit der Baueinstellung bewirkte Verbot der Fortsetzung der Bauführung sichern. Die Anordnung der 
Entfernung der bereits teilweise aufgeführten baulichen Maßnahmen kann sich daher nicht auf § 16 Abs 1 dritter 
Satz iVm § 16 Abs 2 Slbg BauPolG stützen. 

 

Entscheidungsdatum 31.01.2012, Geschäftszahl 2009/05/0072 

Rechtssatz 

In einem Fall, in dem zunächst ein Mandatsbescheid gemäß § 57 AVG über die Baueinstellung ergangen ist, der 
in der Folge nicht gemäß § 57 Abs. 3 AVG außer Kraft getreten ist, kommt es auf die Sachlage im Zeitpunkt der 
Erlassung des Mandatsbescheides an (Hinweis E vom 20. November 2001, 2001/09/0072). 
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